
Artikel 30

Die Bildung von Kartellen und marktbeherrschenden Unterneh­
men ist unzulässig. Ausnahmen sind nur auf gesetzlicher Grund­
lage im Interesse der Sicherung gefährdeter Arbeitsplätze, der 
Förderung strukturschwacher Regionen und der Erhaltung der 
internationalen Wettbewerbsfähigkeit möglich.

Artikel 31

(1) Boden und Wirtschaftsunternehmen können zum Zwecke der 
Vergesellschaftung durch ein Gesetz, das Art und Ausmaß der 
Entschädigung regelt, in selbständige Unternehmen der Ge­
meinwirtschaft überführt werden. Für die Entschädigung g ilt Arti­
kel 29 Absatz 3 Satz 5 entsprechend.

(2) Der Staat und die Träger der Kommunalautonomie sind be­
fugt, zur Erfüllung ihrer Aufgaben am Wirtschaftsleben teilzu­
nehmen.

(3) Aus Gründen der zuverlässigen und umfassenden Versor­
gung der Bevölkerung mit Gütern und Dienstleistungen sowie 
aus wichtigen ordnungspolitischen Gründen können durch Ge­
setz oder aufgrund eines Gesetzes Monopole der öffentlichen 
Hand geschaffen werden.

Artikel 32

(1) Die Nutzung des Bodens und der Gewässer ist in besonde­
rem Maße den Interessen der Allgemeinheit und künftiger Gene­
rationen verpflichtet. Ihre Verkehrsfähigkeit kann durch Gesetz 
beschränkt werden. Die Nutzung von Grund und Boden ist nur im 
Rahmen einer Flächenutzungsplanung zulässig. Das Eigentum 
und die Nutzung von land- und forstwirtschaftlichen Flächen, die 
einhundert Hektar übersteigen, ist genossenschaftlichen und 
öffentlichen Einrichtungen und den Kirchen Vorbehalten. Die 
Veräußerung von Grund und Boden und die Überlassung von 
Nutzungsrechten an Ausländer bedürfen der Genehmigung.

(2) Steigert sich der Wert von Boden aufgrund seiner planeri­
schen Umwandlung in Bauland, so steht den Trägern der Kom­
munalautonomie ein Ausgleich für die Wertsteigefung zu. Dieser
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